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Der nationale Bildungsbericht benennt alle 2 Jahre  
Stand und Entwicklungsperspektiven in den ver-
schiedenen Bereichen des deutschen Bildungssys
tems. Mit seiner empirischen Bestandsaufnahme der 
verfügbaren repräsentativen und fortschreibbaren 
Daten aus amtlichen Quellen sowie sozialwissen
schaftlichen Erhebungen wird bereichsübergreifend 
der Zustand des Bildungssystems dokumentiert und 
dessen Entwicklung in den vergangenen Jahren 
aufgezeigt. Dadurch werden aktuelle Diskussions-
grundlagen für Bildungspolitik und Öffentlichkeit 
zur Verfügung gestellt.

Im Folgenden werden entlang der Kapitelstruk-
tur die zentralen Ergebnisse des Berichts resümiert. 
Daraus ergeben sich eine Reihe bereichsübergrei-
fender Entwicklungen, die in einem zweiten Schritt 
aus den bereichsspezifischen Einzelbefunden ab-
geleitet werden (siehe Trends und Problemlagen, 
S. 21). Die datengestützte Darstellungsform des Bil-
dungsberichts ist allerdings nicht dazu geeignet, 
unmittelbar daraus Handlungsempfehlungen für 
politische oder pädagogische Maßnahmen abzulei-
ten. Gleichwohl können die Befunde dazu beitragen, 
Handlungsfelder und -bedarfe zu identifizieren. In 
diesem Sinne werden darauffolgend die aus Sicht 
der Autor:innengruppe zentralen Herausforderun-
gen benannt (siehe S. 30).

Bildung im Spannungsfeld veränderter  
Rahmenbedingungen

Nettozuwanderung ist zurückgegangen: Die Zuwan-
derung nach Deutschland erreicht nicht mehr die 
2015 und 2022 beobachteten historischen Höchst-
stände. 2023 und 2024 wurden weiterhin hohe Zu-
wanderungszahlen verzeichnet (1,9 bzw. 1,7 Milli-
onen), zugleich aber auch viele Fortzüge (je rund 
1,3 Millionen), sodass der Wanderungssaldo mit 
rund 430.000 Personen im Jahr 2024 auf dem Ni-
veau von 2014 liegt. Die Nettozuwanderung aus den 
Hauptherkunftsländern von Asylsuchenden (derzeit 
Syrien, Türkei, Afghanistan) ist 2024 deutlich rück-

läufig; zudem sind auch erheblich weniger Zuzüge 
aus der Ukraine zu verzeichnen als im Vorjahr. Da-
rüber hinaus sind erstmals seit 2008 weniger Men-
schen aus den anderen EU-Staaten zugezogen als es 
entsprechende Fortzüge gab. Insbesondere aus Po-
len, Rumänien und Bulgarien gab es 2024 gegenüber 
dem Vorjahr deutlich weniger Zuzüge (A1).

Deutlicher Geburtenrückgang: Seit 2022 ist die Ge-
burtenzahl deutlich rückläufig. Insgesamt liegt die 
Zahl der Geburten mit rund 677.000 im Jahr 2024 
wieder auf dem Niveau zu Beginn der 2010er-Jahre, 
nachdem ab Mitte dieses Jahrzehnts deutlich gebur-
tenstärkere Jahrgänge zu verzeichnen waren. Diese 
Entwicklung wirkt sich zunächst unmittelbar auf 
die frühe Bildung aus und führt dort zu Planungs
herausforderungen. Mittel- und langfristig werden 
auch alle folgenden Bildungsbereiche betroffen sein; 
so werden die durch die geburtenstärkeren Jahrgänge 
anwachsenden Schüler:innenzahlen perspektivisch 
höchstwahrscheinlich wieder zurückgehen (A1). Die-
ser Rückgang dürfte mit einer entsprechenden An-
passung von Bildungsangeboten einhergehen, was 
zum einen in quantitativer Hinsicht u. a. das Risiko 
regionaler Disparitäten birgt, zum anderen jedoch 
zu einem gezielteren und qualitativ besseren (Aus- )
Bildungsangebot führen kann.

Geburtenstarke Jahrgänge erreichen das Rentenal-
ter: Die zwischen 1957 und 1968 Geborenen, deren 
Geburtsjahrgänge mehr als 1,2 Millionen Kinder 
umfassten, erreichen derzeit und in den kommen-
den Jahren das Rentenalter. Da die folgenden Jahr-
gänge erheblich kleiner sind, wird die Zahl der 
Personen im Erwerbsalter zurückgehen (A1). Bis-
her ließ sich das Ausscheiden der geburtenstarken 
Jahrgänge aus dem Erwerbsleben durch Zuwande-
rung ausgleichen: Der im längerfristigen Trend zu 
beobachtende Beschäftigungszuwachs setzt sich 
auch 2023 und 2024 fort, er wurde in diesem Zeit-
raum ausschließlich von ausländischen Beschäf-
tigten getragen. Ab dem Jahr 2026 ist von einem 
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leichten Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials  
auszugehen (A3). 

Anhaltende wirtschaftliche Schwächephase: Deutsch-
land befindet sich seit 2023 in einer konjunkturel-
len Schwächephase. Nach einem Rückgang der Wirt-
schaftsleistung in den Jahren 2023 und 2024 wächst 
das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt im Jahr 
2025 nur geringfügig um 0,2 %. Eine derart lange an-
dauernde Phase ohne deutliches Wirtschaftswachs-
tum ist für Deutschland ungewöhnlich (A2). Die 
wirtschaftliche Schwäche macht sich zunehmend 
auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar; ab 2023 ist jähr-
lich ein leichter Anstieg der Arbeitslosenquote zu 
verzeichnen. Jedoch liegt die Arbeitslosenquote mit 
6,3 % im Jahr 2025 noch deutlich unter dem Niveau 
früherer wirtschaftlicher Schwächeperioden in den 
1990er- und 2000er-Jahren (A3).

Erwerbsbeteiligung von Frauen gestiegen, jedoch weiter 
deutliches unausgeschöpftes Potenzial vorhanden: Die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen ist in den letzten 
Jahrzehnten gestiegen, dennoch bestehen weiterhin 
unübersehbare Unterschiede zu Männern, besonders 
in der Lebensphase zwischen 30 und 40 Jahren, die 
häufig stark durch familiale Verpflichtungen und 
damit verbundener Care-Arbeit geprägt ist. 2024 
sind 71 % der Mütter mit minderjährigen Kindern 
realisiert erwerbstätig (d. h. nicht in Elternzeit oder 
Mutterschutz), erheblich weniger als Väter mit 92 %; 
Mütter arbeiten auch wesentlich häufiger in Teil-
zeit als Väter. Die Erwerbstätigenquote von Müttern 
mit jüngstem Kind unter 6 Jahren ist seit 2008 um 
10 Prozentpunkte auf 55 % im Jahr 2024 gestiegen. 
Erhebungen über realisierte und gewünschte Er-
werbstätigkeit einschließlich deren Stundenumfang 
zeigen jedoch ein deutliches unausgeschöpftes Er-
werbspotenzial bei Müttern (A3).

Arbeitsmarktintegration von Zugewanderten verläuft 
insgesamt positiv, bei jedoch erheblichen Geschlech-
terunterschieden: Entscheidend für die Abmilderung 
der Alterungseffekte auf dem Arbeitsmarkt ist die 
erfolgreiche Arbeitsmarktintegration von Zuge-
wanderten. Diese weisen je nach Zuwanderungs-
grund unterschiedliche Ausgangsbedingungen auf: 
Geflüchtete müssen meist zunächst eine Phase des 
Spracherwerbs und der Orientierung durchlaufen, 
während Zugewanderte, die aufgrund von Erwerbs-
migration nach Deutschland kommen, sich gezielter 
auf den deutschen Arbeitsmarkt vorbereiten konn-

ten. Mit zunehmender Dauer des Aufenthalts steigt 
die Erwerbstätigenquote insgesamt, jedoch bestehen 
deutliche Geschlechterunterschiede: Zugewanderte 
Männer mit mehr als 5 Jahren Aufenthaltsdauer 
erreichen mit einer Erwerbstätigenquote von 83 % 
nahezu das Niveau von Männern ohne Einwande-
rungsgeschichte (86 %), während zugewanderte 
Frauen mit dieser Aufenthaltsdauer weitaus seltener 
erwerbstätig sind als Frauen ohne Einwanderungs-
geschichte (69 % zu 82 %). Auch bei zugewanderten 
Frauen ohne Kinder, aber besonders deutlich bei 
zugewanderten Müttern, zeigen sich auf allen Bil-
dungsniveaus Unterschiede im Erwerbsverhalten im 
Vergleich zu Frauen ohne Einwanderungsgeschichte, 
was auf erhebliche ungenutzte Fachkräftepotenzi-
ale hinweist. Ansatzpunkte zur Erschließung dieser 
Fachkräftepotenziale bestehen u. a. in einem bedarfs-
gerechten Ausbau der Kindertagesbetreuung, in der 
Weiterentwicklung der Verfahren zur Anerkennung 
im Ausland erworbener Qualifikationen, die bei zu-
gewanderten Frauen häufig in den stark reglemen-
tierten Berufsfeldern des Sozial- , Gesundheits- und 
Bildungswesens liegen, sowie zielgruppensensiblen 
Unterstützungs- und Vermittlungsangeboten (A3).

Risikolagen für Bildung häufiger bei Kindern von Al-
leinerziehenden und Kindern mit Einwanderungsge-
schichte: 2024 ist in Deutschland jedes 4. Kind von 
mindestens einer Risikolage betroffen. Als Risikolage 
gilt hierbei eine Armutsgefährdung des Haushalts, 
eine geringe Qualifikation der im Haushalt lebenden 
Eltern oder deren fehlende Erwerbstätigkeit. Kinder 
in Alleinerziehendenfamilien sind mit 47 % mehr 
als doppelt so häufig betroffen wie Kinder in Paar-
familien (21 %). Besonders ausgeprägt ist das Risiko 
bei Kindern mit Einwanderungsgeschichte: Mit 54 % 
sind sie rund 4-mal so häufig von mindestens einer 
Risikolage betroffen wie Kinder ohne Einwande-
rungsgeschichte (14 %; A4). Das Aufwachsen in einer 
Risikolage beeinflusst den weiteren Bildungsweg von 
Kindern und Jugendlichen potenziell negativ und 
stellt damit eine zentrale Herausforderung für Bil-
dungsgerechtigkeit dar. Die besonders betroffenen 
Gruppen, Kinder mit Einwanderungsgeschichte und 
in Alleinerziehendenfamilien, könnten dabei von 
besseren Rahmenbedingungen für die Erwerbstätig-
keit ihrer Eltern profitieren, u. a. durch eine bedarfs-
deckende Kindertagesbetreuung. Gerade bei Kindern 
in Risikolagen und mit Einwanderungsgeschichte 
zeigen sich jedoch Benachteiligungen beim Zugang 
zu Kindertagesbetreuung (vgl. C4, H2).
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Grundinformationen zu Bildung  
in Deutschland

Bildungsinfrastruktur im Wandel – Ausbau, Stabilisie-
rung und erstmaliger Rückgang: Die Zahl der Kinder-
tageseinrichtungen steigt weiter an, obwohl 2024 
erstmals seit Beginn der langjährigen Ausbauphase 
die Zahl der betreuten Kinder aufgrund des 2022 
einsetzenden Geburtenrückgangs zurückging. Im 
Primarbereich wächst die Zahl der Grundschulen 
seit 2019 wieder leicht, bleibt aber deutlich hinter 
dem Anstieg der Schüler:innenzahl zurück, sodass 
die durchschnittliche Grundschulgröße zunimmt. 
Im Sekundarbereich hat sich die Zahl der allgemein-
bildenden Schulen nach einer Phase struktureller 
Zusammenführungen stabilisiert; auch der langjäh-
rige Rückgang bei beruflichen Schulen ist gestoppt. 
Im Hochschulbereich sind die Studierendenzahlen 
bereits seit 2021 rückläufig; 2024 nahm nach einer 
längeren Ausbauphase auch die Zahl der Hochschul-
standorte erstmals nicht mehr zu (B1).

Im Gegensatz zum Primarbereich ist ein wohnortnahes 
Schulangebot im Sekundarbereich im ländlichen Raum 
seltener: Während im Primarbereich ein überwie-
gend wohnortnahes Schulangebot besteht – selbst 
im ländlichen Raum erreicht die Mehrheit der Kin-
der ihre Grundschule in weniger als 10 Minuten –, 
ist ein wohnortnahes Angebot an weiterführenden 
allgemeinbildenden Schulen im ländlichen Raum 
zwangsläufig seltener: Weniger als ein Viertel der 
Schüler:innen besucht dort eine Schule in unter 
5 km Entfernung; mehr als ein Viertel benötigt für 
den Schulweg eine halbe Stunde oder länger (B1).

Weiterhin Beschäftigungswachstum im Bildungswesen: 
Im Jahr 2024 waren rund 2,9 Millionen Menschen 
im formalen Bildungssystem tätig (+21 % gegenüber 
2014) – damit arbeiteten rund 7 % aller Erwerbstä-
tigen in diesem Bereich. Das Bildungspersonal ist 
im Vergleich zur Erwerbsbevölkerung insgesamt 
häufiger weiblich, in Teilzeit beschäftigt und weist 
seltener eine Einwanderungsgeschichte auf. Rund 
ein Viertel des in Teilzeit arbeitenden pädagogischen 
Personals in der frühen Bildung und an Schulen gibt 
an, aus eigenem Wunsch und nicht aus unmittelbar 
zwingenden Gründen – etwa Betreuungspflichten – 
in Teilzeit zu arbeiten. Diese Gruppe stellt damit ein 
möglicherweise leichter und kurzfristig erschließba-
res Beschäftigungspotenzial dar (B2).

Bildungsausgaben nominal weiter steigend, im öffent-
lichen Gesamthaushalt aber anteilig rückläufig: Die 
öffentlichen und privaten Ausgaben für Bildung be-
liefen sich 2024 auf rund 305 Milliarden Euro. Seit 
2014 sind sie nominal deutlich gestiegen (+59 %), real 
fiel der Zuwachs mit +21 % moderater, aber immer 
noch erheblich aus – getrieben vor allem durch den 
Ausbau der frühen Bildung. Rund vier Fünftel der 
Bildungsausgaben entfallen auf formale Bildungs-
einrichtungen; ein ähnlich großer Anteil wird öf-
fentlich finanziert, überwiegend durch Länder und 
Gemeinden. Obwohl die öffentlichen Bildungsausga-
ben nominal weiter steigen, ist ihr Anteil am öffent-
lichen Gesamthaushalt gegenüber 2019 gesunken, 
da Bildung zunehmend in Konkurrenz zu anderen 
politischen Prioritäten (etwa Corona-Hilfen, Energie 
und Verteidigung) steht (B3).

Bildungsbeteiligung steigt bei Kleinkindern und jun-
gen Erwachsenen: Die Bildungsbeteiligungsquote der 
unter 3-Jährigen ist gegenüber 2014 weiter auf 43 % 
gestiegen (+5 Prozentpunkte), auch im Vergleich zu 
2021 hat sie zugenommen. Weil damit mehr Kinder 
eines Geburtsjahrgangs betreut werden, fällt der ak-
tuelle Rückgang der betreuten Kinder geringer aus, 
als es der Geburtenrückgang erwarten ließe. Bei den 
3- bis unter 6-Jährigen liegt die Bildungsbeteiligungs-
quote mit nahezu 96 % auf einem ähnlich hohen 
Niveau wie vor 10 Jahren, während sie bei den nicht 
mehr vollzeitschulpflichtigen 19- bis unter 25-Jähri-
gen leicht zunimmt (B4).

Anstieg der Erwerbstätigkeit bei jungen formal gering 
Qualifizierten zulasten der Bildungsbeteiligung: Ge-
genüber 2014 ist die Erwerbstätigkeit von formal 
gering qualifizierten 20- bis unter 25-Jährigen 2024 
zulasten der Bildungsbeteiligung um 14 Prozent-
punkte gestiegen. Dies verweist auf strukturelle Ent-
wicklungen des deutschen Arbeitsmarktes, die kurz-
fristig Chancen für Ungelernte eröffnen, zugleich 
jedoch Risiken für ihre zukünftige Qualifizierung 
bergen (B4).

NEET-Anteil bei jungen Erwachsenen unverändert: Der 
Anteil der 20- bis unter 25-Jährigen, die weder in 
Bildung noch erwerbstätig sind (NEET), liegt wie vor 
10 Jahren bei 10 % und damit unter dem EU-Durch-
schnitt (13 %). Die Mehrheit der rund 450.900 Betrof-
fenen steht dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung – 
häufig aus Gründen wie Betreuungspflichten, die 
zugleich eine Rückkehr in Bildung erschweren (B4).
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Für Bildung aufgewendete Zeit stark altersabhängig 
und gegenüber 2012 insgesamt rückläufig: Die für 
Lern- und Bildungsaktivitäten aufgewendete Zeit 
(einschließlich Wochenenden und Ferienzeiten) 
konzentriert sich auf die ersten 2 Lebensjahrzehnte: 
10- bis unter 18-Jährige verbrachten 2022 täglich 
durchschnittlich 3 Stunden und 40 Minuten mit 
Bildungsaktivitäten, 18- bis unter 25-Jährige rund 
eine Stunde; ab 35 Jahren sinkt die tägliche Bildungs-
zeit auf wenige Minuten. Gegenüber 2012 ist die 
durchschnittliche Bildungszeit um rund eine halbe 
Stunde zurückgegangen, insbesondere infolge deut-
lich kürzerer bildungsbezogener Wegezeiten (B4).

Mehr hoch Qualifizierte, aber keine Abnahme der Ge-
ringqualifizierung: Der Trend zur Höherqualifizie-
rung setzt sich bei den 25- bis unter 35-Jährigen fort. 
Der Anteil mit hohen, insbesondere akademischen 
Abschlüssen ist weiter gestiegen, während mittlere, 
besonders berufliche Abschlüsse anteilig zurückge-
hen – ohne Abnahme der formalen Geringqualifizie-
rung. In der erwachsenen Gesamtbevölkerung wird 
der Bildungsstand neben der Entwicklung nach Ko-
horten vor allem durch Zuwanderung geprägt. Seit 
2014 führte die Zuwanderung zu einem Anstieg des 
Anteils formal gering Qualifizierter, ohne jedoch den 
Anteil hoher Abschlüsse zu verringern, da neu Zuge-
wanderte ähnlich häufig hoch qualifiziert sind wie 
die Gesamtbevölkerung (B5).

Frühe Bildung, Betreuung und Erziehung

Intensivierung der Familienzeit bei gestiegenem Anteil 
erwerbstätiger Mütter: Die Daten der Zeitverwen-
dungserhebung belegen sowohl für Väter als auch be-
sonders für erwerbstätige Mütter eine deutliche Zu-
nahme der Zeiten für Kinderbetreuung in den letzten 
10 Jahren. Während Väter weniger der mit dem Kind 
verbrachten Zeit für Beaufsichtigung und Körper-
pflege aufwenden als Mütter, verwenden sie anteilig 
mehr davon für gemeinsames Spielen und Sport. Für 
beide Elternteile hat sich im 10-Jahres-Zeitraum auch 
die Zeit für Vorlesen und Spielen erhöht. Die Nutzung 
von digitalen Medien nimmt bei einem Teil der Kin-
der weiter deutlich zu, zugleich sind diese häufig in 
das Repertoire familialer Bildungsaktivitäten inte-
griert und verdrängen Letztere nicht zwangsläufig. 
Die umfangreichere Erwerbsarbeitszeit bedingt eine 
enge Taktung des Familienalltags, die eine verläss-
liche Kindertagesbetreuung voraussetzt. Dabei gilt 
eine konstruktive Zusammenarbeit zwischen Eltern 

und Kita, einschließlich Beschwerde- und Konflikt-
management, als zentral für qualitativ hochwertige 
frühe Bildung, wobei Beschwerdemöglichkeiten aus 
Sicht der Eltern noch ausbaufähig sind. Nicht nur bei 
kurzfristigen Kita-Schließungen übernehmen Groß-
eltern, wo verfügbar, eine wichtige kompensatorische 
Rolle bei Betreuungsengpässen (C1). 

Multidisziplinäre Unterstützung und niederschwellige 
Anlaufpunkte für Familien in belastenden Lebenslagen: 
Komplexe Hilfebedarfe der Familien stehen stark ver-
säulten Systemen gegenüber. Angebote der Frühen 
Hilfen in Form von aufsuchenden Formaten oder 
One-Stop-Angebote wie Familienzentren können 
Familien zielgerichtet bei multiplen Problemlagen 
unterstützen. Kommunen schätzen insbesondere Ko-
operationen der Frühen Hilfen mit Familienzentren 
und Kitas. Diese Angebote sollten Eltern frühzeitig 
bei der Suche nach einem Kita-Platz unterstützen, da 
gerade Kinder aus benachteiligten Lebenslagen am 
meisten von einem frühen Kita-Besuch profitieren 
können (C1).

Entwicklungsdokumentation in Kitas zwar Standard, 
aber Sprachstandserhebungen nicht in allen Ländern 
flächendeckend: Mehrsprachigkeit ist sowohl bei un-
ter 6-Jährigen in der Bevölkerung als auch in Kitas 
alltäglich. Bei Kita-Kindern wird mit Beobachtungs-
verfahren die Entwicklung im Zeitverlauf dokumen-
tiert, wobei 4 Länder spezifische Verfahren vorgeben. 
Vor dem Hintergrund der im Koalitionsvertrag fest-
geschriebenen verpflichtenden Sprach- und Entwick-
lungsdiagnostik bei allen 4-Jährigen führen immer 
mehr Länder verpflichtende Erhebungen bei allen 
Kindern und Fördermaßnahmen vor Schulbeginn 
oder verpflichtenden Kita-Besuch bei festgestell-
tem Sprachförderbedarf ein. Während bislang 8 
Länder mit verpflichtenden Screenings oder Tests 
den Sprachstand von allen Kindern prüfen, nehmen 
4 Länder verpflichtende Tests nur bei Nicht-Kita-
Kindern vor. Ebenfalls in 8 Ländern schließt der ver-
pflichtende Besuch von Sprachfördermaßnahmen 
an, 3 Länder empfehlen den Besuch (C5).

Neuer Höchststand bei der Anzahl der Kitas: Im Jahr 
2025 wurde mit über 57.000 Einrichtungen bundes-
weit wieder ein neuer Höchststand an Kitas erreicht. 
Neben den ostdeutschen Flächenländern zeigen sich 
mit Hamburg und Schleswig-Holstein erstmals auch 
in 2 westdeutschen Ländern Rückgänge. Zukünftig 
sind aufgrund der Geburtenentwicklung weitere 
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Verringerungen zu erwarten. In Ländern mit einem 
fortgesetzten Kita-Ausbau hat sich dessen Tempo ten-
denziell mittlerweile verlangsamt (C2).

Die Veränderungen beim Kita-Ausbau wirken sich auf 
die Struktur der Angebote aus: Ziel der Akteur:innen 
ist die Aufrechterhaltung eines qualitativ hoch-
wertigen Angebots unter veränderten Rahmenbe-
dingungen (u. a. Fachkräftemangel und veränderte 
Kinderzahlen). Diese Veränderungen dürften die 
Akteur:innen zukünftig zunehmend vor Herausfor-
derungen stellen. Bislang zeigen sich u. a. folgende 
Anpassungen: Aufgabe von Kita-Standorten, eine Ver-
kleinerung der bestehenden Kitas, frühere Schließ-
zeiten und ungeplante Schließtage (C2).

Auch beim Personal neuer Höchststand: Parallel zur Ent-
wicklung bei der Anzahl der Kitas hat auch die Anzahl 
des Personals mit über 740.000 Personen im Jahr 2025 
einen neuen Höchststand erreicht, zeigt insgesamt 
ein abgeschwächtes Wachstum und geht regional be- 
reits zurück. Dieser Rückgang betrifft insbesondere 
die ostdeutschen Flächenländer (C3). Bei den Kinder
tagespflegepersonen zeigen sich neuerdings Stagna
tion in der Großtagespflege sowie fortgesetzte Rück- 
gänge in der Ein-Personen-Kindertagespflege (C2).

Das Personal unterscheidet sich regional und zwischen 
Einrichtungen hinsichtlich der soziodemografischen Zu-
sammensetzung und den Arbeitsbedingungen: In Ein-
richtungen der frühen Bildung arbeiten nach wie vor 
überwiegend Frauen (92 %), im Median sind die dort 
tätigen Personen 39 Jahre alt, zumeist ausgebildet als 
Erzieher:in (65 %), unbefristet angestellt (87 %), mehr-
heitlich mindestens 32 Stunden pro Woche erwerbstä-
tig (58 %) und seit etwa 7 Jahren in der aktuellen Kita 
beschäftigt. In Ostdeutschland ist das Personal ten-
denziell etwas älter, was Konsequenzen für zukünf-
tige Personalbedarfe hat. Gleichzeitig fallen die Fach-
kraftquoten dort höher aus und das Personal arbeitet 
durchschnittlich weniger Stunden pro Woche (C3).

Weiterer Anstieg der Beteiligungsquoten bei sinkenden 
Kinderzahlen: Erstmalig seit 2024 sinkt die Zahl der 
betreuten Kinder, sowohl insgesamt als auch in der 
Gruppe der unter 3-Jährigen. In den ostdeutschen 
Ländern sind die Zahlen schon seit 2020 in allen 
Altersgruppen deutlich rückläufig.  In den westdeut-
schen Ländern ist ein Rückgang vorerst nur seit 2024 
bei den unter 3-Jährigen zu beobachten. Die Beteili-
gungsquote ist insgesamt auf 68 % im Jahr 2025 an-

gestiegen. Bei den unter 3-Jährigen liegt sie nun bei 
38 % und bei den 3- bis unter 6-Jährigen bei 95 % (C4).

Weiterhin keine Bedarfsdeckung bei unter 3-Jährigen: 
Obwohl der Bedarf der Eltern an einem Angebot der 
frühkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung 
im Vergleich zu den Vorjahren konstant geblieben 
und bei den 1-Jährigen sogar leicht gesunken ist, be-
steht auch 2025 eine deutliche Bedarfsunterdeckung 
bei den unter 3-Jährigen. Der Unterschied zwischen 
der Beteiligungsquote und der Quote der Eltern mit 
Bedarf, die zum Befragungszeitpunkt (noch) keinen 
Platz nutzen, beträgt bei den 1-Jährigen 23 Prozent-
punkte in den westdeutschen und 12 in den ostdeut-
schen Ländern. Bei den 2-Jährigen beträgt die Lücke 
13 (West) und 5 Prozentpunkte (Ost) (C4).

Weiterhin ungleiche Beteiligung: Kinder mit gering 
qualifizierten Eltern oder Einwanderungsgeschichte 
sind in Kindertagesbetreuung unterrepräsentiert. 
Die Diskrepanz in der Bildungsbeteiligung nach Her-
kunft der Eltern hat sich seit 10 Jahren nicht verrin-
gert. Mit Blick auf Kinder mit Eingliederungshilfe ist 
das System inklusiver geworden: Sowohl der Anteil 
an inklusiven Kitas als auch der Anteil an Kindern 
mit Eingliederungshilfe in inklusiven Gruppen ist 
im Verlauf der letzten 10 Jahre angestiegen (C4).

Schuleingangsuntersuchungen durch divergierende 
Verfahren und Erhebungszeitpunkte unter den Län-
dern nur bedingt vergleichbar: Die erstmalig durch-
geführte Länderabfrage zu aggregierten Daten der 
Schuleingangsuntersuchungen zeigt, wie heterogen 
Daten bei Schuleingangsuntersuchungen erhoben 
und aufbereitet werden. Nachträglich grob harmo-
nisiert lässt sich der Anteil an Kindern mit Entwick-
lungsauffälligkeiten auswerten, der im Zeitverlauf 
in fast allen Ländern im Bereich der sprachlichen 
Kompetenzen steigt. Zukünftige flächendeckende 
und frühe(re) Testungen der Kinder sollten aus Grün-
den des Wohl des Kindes und der Effizienz prozess-
orientiert, ressortübergreifend und konsequent aus 
der Perspektive des Kindes gestaltet sein (C5). 

Allgemeinbildende Schule und non-formale 
Lernwelten im Schulalter

Derzeit noch steigende Schüler:innenzahlen; künftig 
jedoch Rückgänge im Primar- und Sekundarbereich I er-
wartet, die neue steuerungsrelevante Handlungsspiel-
räume eröffnen: Während sich die schulischen Ange-
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botsstrukturen zunehmend konsolidiert haben, ist 
aktuell weiterhin eine Zunahme der Schüler:innen
zahlen insbesondere im Sekundarbereich I und II 
zu verzeichnen (D1). Damit gehen weiterhin erhöhte 
Kapazitäts- und Personalbedarfe (D2) einher. Jedoch 
wird durch den Geburtenrückgang und die derzeit 
geringere Nettozuwanderung im Vergleich zu den 
Höchstständen während der Jahre mit verstärkter 
Fluchtmigration (vgl. A3) künftig ein Rückgang der 
Schüler:innenzahlen erwartet, der sich zunächst 
im Primarbereich – vor allem in Ostdeutschland – 
und später in den folgenden Bildungsbereichen 
niederschlagen wird (D1). Dadurch werden neben 
den benötigten schulischen Angebotsstrukturen (D1) 
sowohl die Übergangs- (D2) als auch später die Ab-
schluss- und Abgangszahlen (D8) beeinflusst. Diese 
Entwicklung führt jedoch nicht automatisch zu Ent-
lastungseffekten, sondern eröffnet vielmehr Steue-
rungsmöglichkeiten im Umgang mit verschiedenen 
Herausforderungen wie der angespannten Personal-
situation (D4), der Umsetzung des Ganztags (D3) oder 
der Verwirklichung von Inklusion (D1).

Steigende Nutzungszahlen bei ganztägiger Bildung 
und Betreuung im Primarbereich treffen auf lang-
sam wachsendes Angebot: Während die Anzahl der 
Grundschüler:innen in ganztägigen Angeboten in 
den letzten 5 Jahren um 15 % auf knapp 1,9 Millionen 
gestiegen ist, gab es nur ein geringes Wachstum bei 
der Zahl der Angebote. Daher bestehen weiterhin zum 
Teil große Lücken zwischen dem Bedarf der Eltern an 
einem Ganztagsplatz und dem vorhandenen Ange-
bot, die je nach Land zwischen 1 und 16 Prozentpunk-
ten liegen. Auch aus Sicht der Kommunen besteht 
noch deutlicher Handlungsbedarf: Bisher gehen 17 % 
der Kommunen davon aus, dass ihr Ganztagsangebot 
die Kriterien des kommenden Rechtsanspruchs voll-
ständig erfüllt. Zusätzlich sehen 18 % mehr als drei 
Viertel und weitere 25 % mehr als die Hälfte ihrer 
Angebote entsprechend aufgestellt (D3).

Regional stark unterschiedliche Situation bei ganztägi-
gen Angeboten für Grundschüler:innen: Es lassen sich 
große länderspezifische Unterschiede im Ausbau, 
der Nutzung und den Elternbedarfen konstatieren: 
Der Schwerpunkt ostdeutscher Länder liegt auf Hor-
ten; ein traditionell hoher elterlicher Bedarf und ein 
vergleichsweise gut ausgebautes Angebot schlagen 
sich in hohen Beteiligungsquoten nieder. Unter den 
westdeutschen Ländern besteht eine größere Hete-
rogenität. Hamburg ähnelt mit Beteiligungs- und 

Bedarfsquoten von 99 % den ostdeutschen Ländern, 
während Bayern mit unter 50 % die niedrigsten Be-
teiligungs- und Bedarfsquoten aufweist. Es besteht  
in den Ländern ein breiteres Spektrum von Ange-
botsformen, auch wenn der Fokus auf offenen Ganz-
tagsschulen liegt (D3).

Weiterhin übersteigen Lehrkräftebedarfe das aktuelle 
Lehrkräfteangebot; die Bedeutung weiteren Personals 
rückt verstärkt in den Fokus: Auch wenn sich aufgrund 
fehlender Datengrundlagen der aktuelle Bedarf und 
Mangel an Lehrkräften nur unzureichend beziffern 
lässt, bleibt mit Blick auf Lehrkräftebedarfsprogno-
sen der anhaltende Personalmangel im Schulwesen 
eine zentrale Herausforderung für die Sicherung der 
Qualität und Unterrichtsversorgung (D4). Die Länder 
reagieren mit einer Vielzahl an Maßnahmen auf den 
aktuellen Lehrkräftemangel, deren Wirkung aktuell 
noch nicht einzuschätzen ist. Seit 2014/15 ist die Zahl 
der Lehrkräfte um 54.400 Vollzeitlehrkräfteeinhei-
ten gewachsen, wenngleich im Bundesdurchschnitt 
ein zunehmender Anteil an Lehrkräften ohne (an
erkannte) Lehramtsprüfung unterrichtet (12 %). Die 
Rolle von Multiprofessionalität und weiterem (nicht)
pädagogischen Personal rückt für die Bewältigung 
schulischer Herausforderungen zunehmend in den 
Fokus (D4). Unter anderem treffen unzureichende 
schulpsychologische Versorgungsstrukturen auf ein 
beeinträchtigtes psychisches Wohlbefinden einiger 
Schüler:innen, was im engen Zusammenhang mit 
schulischen Lernprozessen steht (D5). 

Keine gleichberechtigte und chancengleiche Teilhabe 
am Schulwesen und an Bildungsprozessen: Trotz der po-
litischen Verpflichtung zur Umsetzung schulischer 
Inklusion liegt der Inklusionsanteil aktuell nur bei 
45 %. Erstmals ist zudem ein erneuerter Anstieg der 
Zahl der Förderschulen zu verzeichnen. Zwischen 
den Ländern finden sich erhebliche Unterschiede so-
wohl in der Anzahl der Schüler:innen mit diagnosti-
ziertem sonderpädagogischen Förderbedarf als auch 
in der Verwirklichung schulischer Inklusion (D1). Zu-
dem wechseln in den Jahrgangsstufen 7 bis 9 mehr 
Schüler:innen zu den Förderschulen als umgekehrt 
zu allgemeinen Schulen (D2). Zugleich zeigt sich, 
dass die Nutzung außerschulischer, non-formaler 
Lernsettings durch soziale Herkunftsunterschiede 
geprägt ist (D6). Auch die Kompetenzergebnisse un-
terscheiden sich weiterhin stark nach der sozialen 
Herkunft der Schüler:innen. Die Ursachen für diesen 
Befund reichen über das Schulwesen hinaus (vgl. H2). 
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Zudem bestehen weiterhin Ungleichheiten im Zu-
gang zu digitaler Infrastruktur im schulischen Kon-
text (digital divide; D5).

Zunehmende Bedeutung des privaten Schulwe-
sens: Der Anteil der Privatschulstandorte an allen 
Schulen hat sich in den vergangenen 20 Jahren 
auf 12 % verdoppelt; parallel dazu ist auch die 
Privatschüler:innenquote auf 9 % gestiegen, wenn-
gleich das Wachstum des Privatschulwesens seit dem 
Schuljahr 2014/15 deutlich geringer ausfiel (D1). Ein-
hergehend nahm der Anteil der an Schulen in freier 
Trägerschaft erworbenen Schulabschlüsse zu, die zu-
dem häufiger höher qualifizierender ausfallen (D8). 

Bildungsaktivitäten in der Familie auch im Schulalter 
von Bedeutung: Eltern unternehmen regelmäßig 
vielfältige Aktivitäten mit ihren Kindern im Grund-
schulalter: Rund jeden 2. Tag wird vorgelesen, etwas 
seltener werden Ausflüge unternommen, jeden 3. Tag 
wird gemalt oder gebastelt. Hierbei bestehen jedoch 
soziale Ungleichheiten nach Bildungsabschluss der 
Eltern und Einwanderungsgeschichte (D6).

Steigende Beteiligung von Jugendlichen an außerschuli-
schen Angeboten und im Ehrenamt vor dem Hintergrund 
wachsender Herausforderungen für die Kinder- und Ju-
gendhilfe: Die Teilnahme an Angeboten der Jugend-
arbeit, von Sportvereinen und Musikschulen steigt 
insgesamt weiter an, wobei die größten Zuwächse 
in den jüngeren Altersgruppen zu verzeichnen sind. 
Bei den Jugendlichen sind teilweise rückläufige Zah-
len zu beobachten. Die Zahl der jungen Menschen, 
die einen Freiwilligendienst ableisten, steigt erst-
mals seit 2017/18 wieder an, vor allem beim Freiwil-
ligen Sozialen Jahr. Außerschulische, non-formale 
Angebote werden zu einem bedeutenden Teil von der 
Kinder- und Jugendhilfe und von Ehrenamtlichen 
getragen. Auch dieses Bildungssegment ist jedoch 
durch mehrere Faktoren wie die prekäre Haushalts-
lage, steigende bürokratische Anforderungen, gesell-
schaftspolitische Strömungen und die Gewinnung 
von Ehrenamtlichen herausgefordert (D6).

Negative Entwicklung der Kompetenzergebnisse und 
weiterer lernbezogener Merkmale: Einhergehend mit 
gestiegenen und hohen Anteilen leistungsschwacher 
Schüler:innen sowohl in den mathematikbezogenen 
als auch computer- und informationsbezogenen 
Kompetenzergebnissen sind die durchschnittlichen 
Kompetenzen im Sekundarbereich I weiter zurückge-

gangen. Die Befunde zu den mathematikbezogenen 
Kompetenzergebnissen zeigen im Primarbereich 
keine Verbesserungen (D7). Dabei betreffen die Kom-
petenzrückgänge im Fachbereich Mathematik die ge-
samte Schüler:innenschaft – vom unteren Ende des 
Leistungsspektrums bis zur Leistungsspitze. Diese 
Entwicklungen fallen zusammen mit niedrigeren 
Einschätzungen der wahrgenommenen Unterrichts-
qualität (D5), sinkendem fachbezogenen Interesse 
und Selbstkonzepten im Bereich Mathematik (D7) 
sowie einer zugenommenen Beeinträchtigung des 
psychischen Wohlbefindens der Schüler:innen (D5).

Zunehmende Herausforderungen am unteren Qualifi-
kationsspektrum: Der Anteil der Schüler:innen, die 
die Schule ohne Schulabschluss oder mit dem Ersten 
Schulabschluss verlassen, steigt weiter an. Gleichzei-
tig haben sich die Quoten der höher qualifizierenden 
Abschlüsse konsolidiert. Der leichte Rückgang der 
Abschlussquoten der Hochschulreife wird insbe-
sondere mit der Rückumstellung zu G9 erklärt. Die 
Abgangsquote (d. h. derjenigen Schüler:innen ohne 
Schulabschluss) ist im Bundesdurchschnitt auf 8 % 
gestiegen (D8), bei erheblichen Länderunterschieden 
(6 bis 14 %)  und kommunalen Disparitäten (2 bis 21 %). 
Die Entwicklung der Quoten lässt sich nicht durch 
schulstrukturelle Reformen erklären, steht jedoch 
wahrscheinlich mit demografischen und migrations-
bedingten Veränderungen in Zusammenhang (D8).

Berufliche Ausbildung

Rückgang der Zahl der Neuzugänge in das duale System, 
Zuwächse im Schulberufssystem und Übergangssektor: 
Die Zahl der Neuzugänge in das duale System ist 
2025 gegenüber 2023 deutlich zurückgegangen. Dem 
steht eine Zunahme an Neuzugängen im Schulbe-
rufssystem gegenüber, das 2025 einen neuen Höchst-
stand verzeichnete. Der fluchtbedingte Anstieg bei 
der Zahl der Neuzugänge zum Übergangssektor 
verdeutlicht die Integrationsanforderungen an die 
Länder, wenn es darum geht, spezifische Bildungs-
angebote für diese Zielgruppe bereitzustellen (E1).

Sinkende Angebots-Nachfrage-Relation bei fortbe-
stehenden Passungsproblemen erschwert den Zugang 
zum dualen Ausbildungsmarkt: Nachdem im Jahr 2023 
rein rechnerisch knapp 102 Ausbildungsplätze für 
100 Bewerber:innen zur Verfügung standen und da-
mit vergleichsweise gute Ausbildungsmarktchancen 
vorlagen, hat sich die Situation in den folgenden 
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2 Jahren deutlich verschlechtert. Im Jahr 2025 lag die 
erweiterte Angebots-Nachfrage-Relation nur noch 
bei knapp 95. Während die Zahl der Bewerber:innen 
gestiegen ist, ging das Angebot betrieblicher Aus-
bildungsplätze deutlich zurück. Dies spiegelt sich 
in steigenden Zahlen unversorgter Bewerber:innen 
und sinkender unbesetzter Ausbildungsplätze wider. 
Zudem sinkt seit Jahren die Zahl an Betrieben, insbe-
sondere unter Kleinst- und Kleinbetrieben, die eine 
Ausbildung anbieten. Anhaltend hohe – wenn auch 
zuletzt rückläufige – Passungsprobleme, also das 
gleichzeitige Auftreten von Versorgungs- wie auch 
Besetzungsproblemen, verstärken die Zugangshür-
den zum dualen Ausbildungsmarkt zusätzlich (E2). 

Mehr Ausbildungen in Gesundheitsberufen, insbeson-
dere in der Pflege: Der Anstieg der Anfänger:innen 
im Schulberufssystem wird maßgeblich von den Ge-
sundheitsberufen getragen. Besonders ausgeprägt 
sind die Zuwächse in der Pflegefachausbildung so-
wie bei den Pflegehelfer:innen. Dies deutet darauf 
hin, dass Reformen der Ausbildung und Verbesse-
rungen der Arbeitsbedingungen erste Wirkungen 
entfalten (E3). Gleichzeitig zeigen die Befunde des 
Pflegepanels des Bundesinstituts für Berufsbildung, 
dass sowohl in der Ausbildung zur Pflegefachfrau/
zum Pflegefachmann als auch in der Pflegeassistenz 
weiterhin ein erheblicher Anteil an Ausbildungsplät-
zen unbesetzt bleibt. 

Rückläufige Zahl an Ausbildungsanfängen in Erzie-
hungs- und sozialpädagogischen Berufen bei struk-
turellen Verschiebungen zwischen Ausbildungsgän-
gen und -formen: Der seit 2021 zu beobachtende 
Rückgang der Anfänger:innenzahlen in Erzie-
hungsberufen setzt sich fort. Zwar ist die Zahl der 
Anfänger:innen in vergüteten Ausbildungsformen 
wie der praxisintegrierten Ausbildung (PiA) gestie-
gen, in schulischen Ausbildungsformen jedoch ge-
sunken. Insgesamt ist damit in den letzten 3 Jahren 
ein Rückgang um 15 % festzustellen. Gleichzeitig 
ist die Zahl der Anfänger:innen in der Kinderpflege 
(10 %) und in der Sozialassistenz (13 %) in diesem 
Zeitraum angewachsen, was auf strukturelle Ver-
schiebungen zwischen den verschiedenen Ausbil-
dungsberufen hinweist. Mit einem Anteil von 52 % 
stellen Erzieher:innen dennoch weiterhin die größte 
Gruppe der Anfänger:innen in diesem Berufsbereich 
dar. Die Fachkräftesicherung, vor allem bei ausgebil-
deten Erzieher:innen, bleibt jedoch u. a. angesichts 
des gesetzlich verankerten Ganztagsanspruchs ab 

dem Schuljahr 2026/27 eine zentrale Herausforde-
rung im Erziehungsbereich (E3).

Formale Schulabschlüsse weiterhin das zentrale Selek-
tionskriterium beim Ausbildungszugang: Der Zugang 
zu den vollqualifizierenden Sektoren der berufli-
chen Ausbildung ist stark von der schulischen Vor-
bildung abhängig: Personen mit Mittlerem Schul-
abschluss oder (Fach- )Hochschulreife gelingt der 
Übergang in eine duale oder schulische Ausbildung 
vergleichsweise gut, während junge Menschen mit 
maximal Erstem Schulabschluss oftmals zunächst 
in den Übergangssektor einmünden. Besondere He-
rausforderungen zeigen sich für Personen mit son-
derpädagogischem Förderbedarf oder Behinderung. 
Sie haben seltener Zugang zu vollqualifizierenden 
Ausbildungen und werden oftmals auf das begrenzte 
Segment der theoriegeminderten Ausbildungsbe-
rufe verwiesen, dessen Angebot in den vergangenen 
Jahren überdies deutlich zurückgegangen ist. Stu-
dien zum langfristigen Verbleib von Schüler:innen 
aus Förderschulen mit dem Schwerpunkt Lernen 
weisen zudem auf Stigmatisierungsprozesse und 
negative Folgen der separaten Beschulung für Bil-
dungs- und Erwerbsverläufe hin (E1). 

Studienberechtigte in der Berufsausbildung auf kons-
tantem Niveau von etwa einem Viertel: Gut ein Viertel 
der Studienberechtigten der Kohorte 2022 hat eine 
Berufsausbildung aufgenommen oder plant dies fest. 
Dieser Anteil ist in den vergangenen 20 Jahren weitge-
hend stabil geblieben, d. h., ein Attraktivitätsverlust 
der beruflichen Ausbildung ist, wie öffentlich oft be-
klagt, in dieser Gruppe nicht zu beobachten (E1). Deut-
liche Unterschiede zeigen sich jedoch nach Art der 
Hochschulreife und sozialer Herkunft: Personen mit 
Allgemeiner Hochschulreife nehmen seltener eine 
Berufsausbildung auf als jene mit Fachhochschul-
reife (25 vs. 42 %). Zudem entscheiden sich Studien-
berechtigte aus nichtakademischen Elternhäusern 
häufiger für eine berufliche Ausbildung als jene aus 
Akademikerfamilien (35 vs. 21 %). Diese Unterschiede 
setzen sich auch beim Übergang in ein Studium nach 
abgeschlossener Berufsausbildung fort (E5). 

Vorzeitige Vertragslösungen im dualen System auf 
Höchststand bei ausgeprägten Unterschieden nach Schul-
abschluss und Staatsangehörigkeit: Die steigenden Ver-
tragslösungsquoten im dualen System erschweren 
angesichts anhaltender Bedarfe auf mittlerer Qualifi-
kationsebene die Fachkräftesicherung: Im Jahr 2024 
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wurden ca. 30 % der Ausbildungsverträge vorzeitig 
gelöst – ein Höchststand bei zugleich deutlichen re-
gionalen Differenzen. Zudem bestehen ausgeprägte 
Unterschiede auf Personen- und Berufsebene. So lö-
sen Personen mit maximal Erstem Schulabschluss 
häufiger Verträge als Jugendliche mit mittleren und 
höheren Schulabschlüssen. Zudem weisen nichtdeut
sche Auszubildende mit 38 % eine um rund 10 Prozent-
punkte höhere Vertragslösungsquote auf als deutsche 
Auszubildende. Diese Differenzen zeigen sich unab-
hängig vom schulischen Vorbildungsniveau und sind 
besonders ausgeprägt bei Auszubildenden mit (Fach-)
Hochschulreife. Vertiefende Analysen zur Erklärung 
des erhöhten Risikos eines Ausbildungsabbruchs un- 
ter Personen mit Migrationshintergrund verweisen –  
neben schulleistungsbezogenen und sozialen Her-
kunftsmerkmalen – bei dieser Gruppe vor allem auf 
die Bedeutung berufsfachlicher Kompromisse, die 
diese jungen Menschen häufiger eingehen müssen 
im Vergleich zu deutschen Jugendlichen. Dies unter-
streicht welche entscheidende Rolle eine stärkere 
Unterstützung im Berufsorientierungsprozess sowie 
Maßnahmen zur Stabilisierung des Ausbildungsver-
laufs spielen (E4). 

Rückgang der Zahl dualer Ausbildungsabschlüsse ge-
fährdet Fachkräftesicherung: Mit rund 492.000 Absol
vent:innen hat die Zahl der beruflichen Ausbildungs-
abschlüsse einen neuen Tiefstand erreicht (E5). Der 
Rückgang ist vor allem auf das duale System zurück-
zuführen, während die Zahl der Absolvent:innen im 
Schulberufssystem weitgehend stabil geblieben ist. 
Persistierende Passungsprobleme, ein rückläufiges 
betriebliches Ausbildungsangebot, immer häufigere 
Vertragslösungen und nicht bestandene Abschluss-
prüfungen tragen seit Jahren zu einem kontinuier-
lichen Rückgang qualifizierter Fachkräfte aus be-
ruflichen Ausbildungen bei. Zwar ließen sich diese 
Rückgänge bislang teilweise durch nichtdeutsche 
Ausbildungsabsolvent:innen kompensieren. Doch 
zeigt sich auch in dieser Gruppe in den letzten 2 Jah-
ren eine rückläufige Entwicklung.

Sehr gute Arbeitsmarktverwertung beruflicher Ausbil-
dungsabschlüsse: 91 % der 25- bis unter 35-jährigen 
Erwerbstätigen mit Ausbildungsabschluss sind nach 
einer Ausbildung (ohne längere Suchphasen) erwerbs-
tätig. Die große Mehrheit (96 %) übt eine Tätigkeit aus, 
die ihrem Ausbildungsniveau gemäß Klassifikation 
der Berufe 2010 (KldB 2010) entspricht oder darüber 
liegt. Auch die subjektive Einschätzung der Passung 

zwischen ausgeübter Tätigkeit und Bildungsab-
schluss, erlernter beruflicher Fachrichtung oder eige-
nen Kompetenzen und Fähigkeiten fällt überwiegend 
positiv aus. Abweichungen zeigen sich jedoch beim 
Anteil unterwertiger Beschäftigung: Dieser beträgt 
in der subjektiven Bewertung 13 % und liegt damit 
3-mal so hoch wie der auf Basis des Anforderungsni-
veaus nach KldB 2010 ermittelte Anteil. Personen mit 
Einwanderungsgeschichte sowie solche mit niedriger 
schulischer Vorbildung berichten häufiger von einer 
Tätigkeit unterhalb ihres Qualifikationsniveaus (E5). 

Hochschule 

Ausgebautes Studienangebot trifft auf nachlassende 
Studiennachfrage: Die Hochschulen haben ihr Studi-
enangebot in den 2000er-Jahren stark ausgebaut und 
ausdifferenziert (F1). Inzwischen gibt es in Deutsch-
land mehr als 22.400 Studiengänge und das Wachstum 
in der Zahl der Studiengänge setzt sich immer weiter 
fort. Von der nur schwer überschaubaren Vielzahl an 
Möglichkeiten fühlen sich nicht nur immer mehr Stu-
dienberechtigte überfordert (F1), auch die Hochschu-
len stellt der erreichte Ausdifferenzierungsgrad vor 
zunehmende Herausforderungen. Denn der demogra-
fische Wandel hat auch die Hochschulen erreicht. Die 
Studiennachfrage stagniert bereits seit mehreren Jah-
ren – die inländische Studiennachfrage ist sogar eher 
rückläufig (F3). Ohne die anhaltend hohe Nachfrage 
aus dem Ausland hätten insbesondere die Universi-
täten bereits deutlichere Rückgänge zu verzeichnen 
gehabt. Der von der Kultusministerkonferenz für die 
kommenden Jahre prognostizierte Wiederanstieg der 
Studienanfänger:innenzahl dürfte nur eine kurzfris-
tige Entspannung bringen. Er resultiert nämlich vor 
allem daraus, dass die wenigen geburtenstärkeren 
Jahrgänge bald die Schule verlassen werden. Danach 
werden sich die Folgen des demografischen Wandels 
für die Hochschulen wieder bemerkbar machen. 

Private Hochschule als komplementäre Erweiterung zum 
staatlichen Hochschulsystem: Private Hochschulen 
sind auch in Deutschland längst keine Ausnahme 
mehr. Sie haben insbesondere im Fachhochschul-
sektor fest Fuß gefasst – dort entscheidet sich inzwi-
schen jede:r 4. Studienanfänger:in für ein Studium 
an einer Einrichtung in privater Trägerschaft (F1). 
Der jüngste Nachfragerückgang ist vor allem auf die 
Internationale Hochschule (IU) zurückzuführen, die 
mit rund 124.000 Studierenden jedoch weiter die mit 
Abstand größte Hochschule in Deutschland bleibt. 
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Mit einem hoch spezialisierten Studienangebot 
haben private Hochschulen sehr gezielt auf die Bil-
dungsbedarfe jener Personengruppen reagiert, für 
die es in der deutschen Hochschullandschaft lange 
kein ausreichendes oder passendes Angebot gab 
(F1). Hierzu gehört insbesondere das weiterbildend 
orientierte Studium parallel zu einer fortgesetzten 
Tätigkeit in einem erlernten Beruf. Die meisten staat-
lichen Hochschulen, allen voran die Universitäten, 
sind hingegen weiterhin vor allem Orte der berufli-
chen Erstqualifizierung junger Erwachsener.

27 Jahre nach den Bologna-Beschlüssen fällt die Bilanz 
eher kritisch aus: Zwar hat sich die im Zuge der Bolo-
gna-Reformen von einigen geäußerte Befürchtung, 
Bachelorabsolvent:innen könnten auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt nur schwer Fuß fassen, nicht be-
wahrheitet (F5). Die erhoffte Verkürzung der Studien-
zeiten hat sich aber auch nicht eingestellt (F4). Ganz 
im Gegenteil sogar: Die Einführung konsekutiver Stu-
dienstrukturen hat dazu geführt, dass Studierende 
heute deutlich länger bis zum Abschluss ihres Studi-
ums brauchen (F3, F4). Insbesondere an Universitäten 
hat sich der Bachelor nach wie vor nicht als neuer 
Regelabschluss durchgesetzt (F4, F5). Dies ist auch 
der Hauptgrund für den starken Anstieg der Studie-
rendenzahl (F3). Die Tatsache, dass es heute 1 Million 
Studierende mehr gibt, ist nämlich vor allem darauf 
zurückzuführen, dass sich die Verweildauer in der 
Hochschulbildung durch die hohe Übertrittsquote 
in den Master verlängert hat. Zusätzlich verstärkt 
wird dies dadurch, dass sich die Studienzeiten so-
wohl im Bachelor- als auch im Masterstudium immer 
weiter erhöhen (F4). Dieser Trend hat sich in den bei-
den Jahren seit dem letzten Bildungsbericht erneut 
fortgesetzt. Zuletzt schafften es nicht einmal 30 % 
der Studierenden, ihr Studium innerhalb der Regel-
studienzeit abzuschließen. Studierende stehen dem 
Arbeitsmarkt dadurch immer später zur Verfügung.

Zuwanderung über Hochschulen kann Beitrag zur Siche
rung des Fachkräfteangebots leisten: In Zeiten des de-
mografischen Wandels stellen internationale Studie-
rende ein zunehmend wichtiges Fachkräftepotenzial 
dar – vorausgesetzt, es gelingt, sie nach Abschluss 
ihres Studiums im Land zu halten und erfolgreich in 
den Arbeitsmarkt zu integrieren. Aktuell weist das 
Hochschulsystem eine positive Nettozuwanderung 
auf – das heißt, es kommen mehr internationale 
Studierende nach Deutschland, als Studierende aus 
Deutschland ins Ausland gehen (F3, F5). Viele inter-

nationale Studierende studieren ein MINT-Fach und 
werden somit in Bereichen ausgebildet, in denen 
die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt besonders hoch 
ist (F3, F5). Während Studierende aus Westeuropa 
und Nordamerika meist nur für einen befristeten 
Gastaufenthalt nach Deutschland kommen, planen 
Studierende aus anderen Regionen der Welt häufig 
auch einen Studienabschluss in Deutschland mit 
dem Ziel, anschließend im Land zu bleiben und zu 
arbeiten (F3). Dieses hoch qualifizierte Fachkräfte-
potenzial für den deutschen Arbeitsmarkt zu er-
schließen, ist eine zunehmend wichtige bildungs- , 
arbeitsmarkt- und gesellschaftspolitische Aufgabe. 

Wege zur Hochschulreife vielfältiger als lange gedacht: 
Die meisten Studierenden qualifizieren sich nach 
wie vor auf schulischem Weg für ihr Studium (F2, F3). 
Das heißt, sie haben zuvor an einer Schule die Hoch-
schulreife erlangt. Aus Längsschnittstudien ist in-
zwischen jedoch bekannt, dass die Wege, auf denen 
Studienberechtigte ihre Hochschulreife erlangen, 
weit vielfältiger sind als lange gedacht (F2). Neben 
dem „traditionellen“ Gymnasialweg des allgemein-
bildenden Schulsystems eröffnen insbesondere die 
beruflichen Schulen zweite Chancen für den Erwerb 
der Hochschulreife. Vor allem für Kinder aus weniger 
privilegierten Herkunftslagen sind diese zusätzli-
chen Bildungswege sehr wichtig (F3). Sie leisten des-
halb einen wichtigen Beitrag zur sozialen Öffnung 
des deutschen Bildungssystems. 

Soziale Ungleichheiten beim Übergang ins Studium las-
sen sich nachhaltig reduzieren: Dass die soziale Her-
kunft immer noch einen starken Einfluss auf den 
Bildungserwerb hat, ist kein neuer Befund (vgl. H). 
Durch die inzwischen verfügbaren Längsschnittstu-
dien hat die empirische Bildungsforschung heute je-
doch ein sehr viel besseres Verständnis der zugrunde 
liegenden Ursachen – und kann damit mögliche bil-
dungspolitische Ansatzpunkte aufzeigen. Für den 
Übergang ins Studium lässt sich festhalten, dass die 
herkunftsspezifischen Unterschiede – anders als an 
vorangegangenen Gelenkstellen des Bildungssys-
tems – nur noch wenig mit Leistungsunterschieden 
zu tun haben (F2). Vielmehr werden nachschulische 
Bildungsentscheidungen je nach sozialer Herkunft 
sehr unterschiedlich getroffen. Dass sich hier mit 
besseren Informationen und Beratungsangeboten 
bildungspolitisch ansetzen lässt, zeigen wissen-
schaftliche Interventionsstudien aus Berlin und 
Nordrhein-Westfalen (F2). Dadurch ließen sich die 
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Ungleichheiten in der Studierwahrscheinlichkeit 
von Abiturient:innen deutlich reduzieren. Auch bei 
den Regelungen des BAföG – des wohl wichtigsten 
bildungspolitischen Instruments, um das Studieren 
unabhängig(er) von den finanziellen Möglichkeiten 
der Familien zu machen – scheint es Nachsteue-
rungsbedarfe zu geben (F2). Viele Studierende glau-
ben fälschlicherweise, keinen Anspruch auf BAföG 
zu haben – hauptsächlich, weil sie annehmen, dass 
das Einkommen ihrer Eltern zu hoch sei. Aber auch 
die Angst vor Schulden und die Komplexität des An-
tragsverfahrens hält viele davon ab, einen Antrag auf 
BAföG zu stellen. Auch hier reichten in einer neuen 
wissenschaftlichen Studie bereits wenige gut aufbe-
reitete Informationen aus, damit mehr anspruchsbe-
rechtigte Studierende BAföG beantragten (F2).  

Weiterbildung und Lernen im Erwachsenenalter

Weiterbildungsengagement von Betrieben weiterhin 
eingeschränkt: Trotz eines konstant steigenden selbst 
eingeschätzten Weiterbildungsbedarfs haben im 1. 
Halbjahr 2024 weitaus weniger Betriebe Beschäftigte 
für Weiterbildung freigestellt oder die Kosten für 
Weiterbildungsmaßnahmen anteilig oder vollstän-
dig übernommen (44 %) als noch vor der Corona-
Pandemie (2019: 55 %) (G1). Hiervon sind insbeson-
dere Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit einfachen 
Tätigkeiten betroffen, die keine Berufsausbildung 
erfordern. Arbeitsplatzbezogene Faktoren und be-
triebliche Strukturen erklären einen erheblichen 
Teil bildungs- sowie einwanderungsbezogener Un-
gleichheiten in der Weiterbildungsbeteiligung (G1, 
G2). Jüngere bildungspolitische Initiativen adres-
sieren diese Rahmenbedingungen und setzen vor 
allem auf Beratung von Beschäftigten, Vernetzung 
von Betrieben mit Weiterbildungseinrichtungen 
und finanzielle Anreize. Ob diese größtenteils pro-
jektförmigen Maßnahmen zu einer nachhaltigen 
Veränderung betrieblicher Qualifizierungsprakti-
ken beitragen, bleibt abzuwarten.

Langfristige Nichtteilnahme in Teilen der Bevölkerung: 
16 % der 25- bis unter 66-Jährigen geben im Jahr 
2023 an, sich noch nie weitergebildet zu haben. Be-
sonders häufig betrifft dies Personen mit niedriger 
formaler Bildung (45 %) sowie Personen, die selbst 
zugewandert sind (27 %) (G2). Letztere berichten je-
doch häufig, dass sie im letzten Jahr an einer Wei-
terbildung teilnehmen wollten. Zudem steigt mit 
zunehmendem Alter der Anteil der Personen, deren 

letzte Teilnahme an Weiterbildung bereits länger 
zurückliegt: So hat mehr als jede 3. Person im Alter 
von 55 bis unter 66 Jahren zuletzt vor über 5 Jahren 
an einer Weiterbildung teilgenommen. Angesichts 
längerer Erwerbsverläufe und wirtschaftlicher und 
technologischer Transformationsprozesse wird die 
Weiterbildung älterer Beschäftigter künftig jedoch 
weiter an Bedeutung gewinnen. Dies ist auch des-
halb bedeutsam, weil mit zunehmendem zeitlichen 
Abstand zur letzten Weiterbildungsteilnahme die 
Absicht sinkt, an Weiterbildung teilzunehmen (G2). 

Onlinelernaktivitäten nehmen zu, bleiben aber gering 
bei Älteren und gering Qualifizierten: 26 % der 16- bis 
unter 75-Jährigen haben 2025 mithilfe des Internets 
gelernt (2021: 19 %). Während die Onlinekursteil-
nahme, die in der Corona-Pandemie stark gewach-
sen ist, mittlerweile stagniert, nehmen informelle 
Lernaktivitäten über das Internet weiter zu (G2). Die 
Nutzung bleibt aber weiterhin sehr ungleich verteilt. 
Insbesondere Personen mit niedriger formaler Bil-
dung sowie Personen ab 55 Jahren berichten selten 
von Onlinelernaktivitäten. Dies liegt auch an einem 
Mangel an grundlegenden Digitalkompetenzen, die 
in den letzten Jahren zwar verbreiteter, bei mehreren 
Bevölkerungsgruppen aber anhaltend sehr gering 
ausgeprägt sind. In einigen anderen europäischen 
Staaten fallen die Alters- und Bildungsunterschiede 
deutlich geringer aus (G2). Eine das gesamte Er-
wachsenenalter umfassende und bedarfsgerechte 
Strategie zur Förderung digitaler Kompetenzen, die 
zwischen Bund und Länder abgestimmt wäre, fehlt 
bislang.

Haushaltspolitische Entscheidungen schränken Kurs-
betrieb im Gesamtprogramm Sprache ein: Seit der vor-
läufigen Haushaltsführung 2025 führen begrenzte 
Mittel zu Einschränkungen bei Integrations- und Be-
rufssprachkursen (G1, G4). Besonders betroffen sind 
Berufssprachkurse mit den Zielniveaus A2, C1 und 
C2, die seitdem nicht mehr oder nur eingeschränkt 
stattfinden (G1). Seit Anfang 2026 wurden zudem 
keine neuen freiwilligen Teilnehmer:innen – ins-
besondere Asylbewerber:innen und Geduldete – zu 
Integrationskursen zugelassen (G4). Gleichzeitig 
zeichnet sich ein integrationspolitischer Wandel 
ab: Der Zugang zum Gesamtprogramm Sprache 
soll künftig selektiver ausgestaltet und teilweise an 
Haushaltskontingente gebunden werden, während 
ein schnellerer Arbeitsmarkteintritt priorisiert wird. 
Für Personen mit unklarer Bleibeperspektive sind 
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nur noch Erstorientierungskurse vorgesehen, deren 
Fokus weniger auf systematischer Sprachförderung 
liegt und deren Qualitätsstandards unter denen von 
Integrationskursen liegen. Diese Änderungen könn-
ten die soziale Integration von Personen, die sich 
längerfristig in Deutschland aufhalten, verzögern, 
das Risiko inadäquater Beschäftigung erhöhen und 
langfristig negative Folgen für Fachkräftesicherung, 
Steuereinnahmen sowie öffentliche Haushalte ha-
ben. Zugleich haben die Einschränkungen unmit-
telbare wirtschaftliche Folgen für Kursträger und 
Lehrkräfte. Darüber hinaus bleibt der Bereich Alpha-
betisierung und Grundbildung trotz hoher Bedarfe 
strukturell unterfinanziert (G4).

Entwicklung höherqualifizierender Berufsbildung ver-
läuft nach Fortbildungsbereichen sehr unterschiedlich: 
Die Anzahl an Absolvent:innen, die sich in Fortbil-
dungen nach dem Berufsbildungsgesetz höherqua-
lifizieren, ist nach wie vor rückläufig, während sich 
die Situation in Handwerksberufen bis 2024 konsoli-
diert hat (G2). Dies dürfte mit der Wiedereinführung 
der Meisterpflicht in diversen Handwerksberufen 
sowie mit der Einführung von Aufstiegsprämien 
zusammenhängen (G2, G4). Der deutliche Anstieg 
der AFBG-Geförderten und -Ausgaben seit 2020 ist 
auf wenige landesrechtliche, ausbildungsähnliche 
Abschlüsse (insbesondere Erzieher:innen) zurückzu-
führen, die seit der 4. Novellierung des AFBG besse-
ren Zugang zum Aufstiegs-BAföG erhielten (G2, G4). 

Rechtliche Unsicherheiten erfordern Neuregelung von 
Beschäftigungsverhältnissen in der Weiterbildung: 
Viele Angebotsbereiche der Weiterbildung sind 
strukturell auf Honorarlehrkräfte angewiesen, auch 
aufgrund begrenzter finanzieller Spielräume der 
Weiterbildungseinrichtungen. Gleichzeitig sehen 
viele Lehrkräfte ihre Erwartungen an die Beschäf-
tigungsverhältnisse nicht erfüllt, insbesondere hin-
sichtlich leistungsgerechter Bezahlung. Besonders 
diskrepant sind die Erwartungen und wahrgenom-
menen Rahmenbedingungen in öffentlich finanzier-
ten Angebotsbereichen (G3). Die rechtlichen Folgen 
des Herrenberg-Urteils von 2022 haben zu erheb-
licher Unsicherheit beim Einsatz von selbstständi-
gen Honorarlehrkräften geführt (G3). Ein schneller 
Wandel der Beschäftigungsformen hin zu mehr ab-
hängiger Beschäftigung ist bislang jedoch nicht zu 
beobachten: Die Zahl sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigter in der Weiterbildung ist in den letz-
ten 10 Jahren weitgehend konstant gestiegen (G3). 

Während der geltenden Übergangsregelung (§ 127 
SGB IV) besteht die Chance, die  Bedingungen für 
rechtssichere und akzeptable Beschäftigungsbe-
dingungen  zu verbessern und damit gleichzeitig 
zukunftsfähige Organisationsmodelle für Weiterbil-
dungseinrichtungen zu sichern. Gelingt dies nicht, 
könnten sich bestehende Rekrutierungsprobleme 
verschärfen und die Abwanderung von Lehrkräften 
in andere Bildungs- oder Beschäftigungsbereiche 
beschleunigen.

Das Ziel der Bundesregierung, die Weiterbildungsbe-
teiligung bis 2030 auf 65 % zu steigern, bleibt heraus-
fordernd: Im Jahr 2022 lag die Weiterbildungsbeteili-
gung bei 54 %. Sie deutlich zu steigern, erfordert eine 
Stärkung fragiler institutioneller Strukturen und fi-
nanzieller Rahmenbedingungen, auch in Betrieben, 
sowie eine gezieltere Förderung benachteiligter Per-
sonengruppen. Die große Herausforderung, die Teil-
nahme an Weiterbildung zu fördern, zeigt sich im 
anhaltend gebremsten Weiterbildungsengagement 
von Betrieben (G1), im integrationspolitischen Wan-
del, in fortbestehenden Disparitäten im Onlineler-
nen (G2) und in einem ab dem mittleren Erwerbsalter 
steigenden Anteil von Personen, deren letzte Weiter-
bildungsteilnahme länger zurückliegt (G2).

Schwerpunktthema: Bildungsungleichheiten 
nach sozialer Herkunft

Soziale Herkunft als zentrale Dimension von Bildungs-
ungleichheiten: Systematische Unterschiede in der 
Bildungsbeteiligung, im Kompetenz- und Abschluss
erwerb entlang individueller Merkmale werden als 
Bildungsungleichheiten bezeichnet. Sie lassen sich 
über den gesamten Bildungsverlauf hinweg empi-
risch beobachten und können sich im Verlauf der 
Bildungsbiografie kumulieren. Ob und in welchem 
Ausmaß Bildungsungleichheiten als problematisch 
gelten, ist eine normative Frage und abhängig davon, 
inwieweit sie als Ausdruck individueller Leistungen 
oder struktureller Benachteiligung interpretiert 
werden. Eine zentrale Dimension von Bildungsun-
gleichheiten ist die soziale Herkunft, also die sozia-
len, wirtschaftlichen und kulturellen Bedingungen, 
in denen eine Person aufwächst (H).

Soziale Disparitäten im Erwerb grundlegender Kompe-
tenzen: Der Erwerb grundlegender Kompetenzen ist 
eine zentrale Voraussetzung für weiteres Lernen, das 
Erreichen von Abschlüssen sowie für die berufliche 
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und gesellschaftliche Teilhabe. Insbesondere basale 
Kompetenzen in den Bereichen Sprache und Mathe-
matik gelten aufgrund ihrer Bedeutung für das Ler-
nen in vielen weiteren Fächern als unverzichtbar. 
Allerdings sind Schüler:innen aus sozioökonomisch 
benachteiligten Familien besonders gefährdet, diese 
grundlegenden Kompetenzen nicht in ausreichen-
dem Maß zu erwerben. In der jüngsten PISA-Studie 
erreichten 39 % der 15-Jährigen aus den am meisten 
benachteiligten Haushalten nur die unterste Kompe-
tenzstufe im Lesen, in Mathematik waren es 47 % – 
gegenüber jeweils nur 8 % der Jugendlichen aus den 
am meisten bevorteilten Haushalten (H1).

Ungleiche Startbedingungen entstehen lange vor Schul
eintritt: Kinder wachsen je nach sozialer Herkunft 
mit unterschiedlichen Ressourcen und familialen 
Lernumwelten auf; dazu zählen neben der Verfüg-
barkeit von Büchern und kulturellen Aktivitäten 
mit den Eltern Unterschiede in der Qualität der El-
tern-Kind-Interaktionen. So entwickeln sich schon 
in den ersten Lebensjahren herkunftsbedingte 
Unterschiede in zentralen Vorläuferkompetenzen, 
kognitiven Fähigkeiten und sozioemotionalen Kom-
petenzen. Im Alter von 2 Jahren zeigen sich bereits 
bedeutsame soziale Disparitäten im Wortschatz von 
Kindern. Bei den meisten Kindern kommt neben der 
Familie die Kindertagesbetreuung als weitere frühe 
Lernumwelt hinzu. Die Beteiligung an außerfamilia-
ler Betreuung fällt jedoch bei Kindern aus sozioöko-
nomisch benachteiligten Familien geringer aus als 
bei Gleichaltrigen aus sozioökonomisch bevorteil-
ten Familien, obwohl Erstere besonders vom Besuch 
dieser weiteren Lernumwelt profitieren können. 
Allerdings kommt es gerade in Kindertageseinrich-
tungen mit vielen sozioökonomisch benachteiligten 
Kindern zu einer Kumulation von Problemlagen. Im 
Ergebnis dieser unterschiedlichen Voraussetzungen 
und Prozesse zeigen sich schon zur Einschulung 
bedeutende Kompetenzunterschiede zwischen Kin-
dern aus Elternhäusern mit unterschiedlichem Bil-
dungsniveau, die im weiteren Schulverlauf relativ 
stabil bleiben (H2).

Soziale Disparitäten im Bildungsverhalten in allen Bil-
dungsbereichen: Bildungsungleichheiten zeigen sich 
nicht allein in herkunftsbedingten Kompetenz- und 
Leistungsunterschieden. Auch bei gleichen Leistun-
gen lässt sich ein Einfluss der sozialen Herkunft auf 
das Bildungsverhalten beobachten, da Bildungsent-
scheidungen herkunftsspezifisch getroffen werden. 

In allen Bildungsbereichen von der frühen Bildung 
bis hin zur Weiterbildung und ins hohe Alter zei-
gen sich Unterschiede in der Beteiligung und beim 
Erwerb von Abschlüssen, die mit der sozialen Her-
kunft zusammenhängen. Allerdings verschiebt sich 
im Bildungsverlauf das relative Gewicht: So haben 
Analysen ergeben, dass beim Übergang auf das 
Gymnasium leistungsbezogene Effekte der sozialen 
Herkunft besonders bedeutsam sind, während beim 
Übergang ins Studium entscheidungsbezogene Ef-
fekte eine größere Rolle spielen (H2).

Institutionelle Strukturen des Bildungssystems tragen 
zur Reproduktion und Kompensation sozialer Ungleich-
heiten bei: Im föderalen System der Bundesrepublik 
fällt eine erhebliche Varianz in bildungspolitischen 
Regelungen zwischen den Ländern auf. So findet 
im Bereich der frühen Bildung in einigen Ländern 
eine Sprachstandserhebung bei allen Kindern mit 
verpflichtender Förderung bei festgestelltem Bedarf 
statt, in anderen werden nur bestimmte Gruppen 
getestet oder die Förderung ist nicht verpflichtend. 
Auch der Zeitpunkt des Übergangs in den Sekun-
darbereich I und die Gliedrigkeit des Schulsystems 
variieren zwischen den Ländern. Ungeachtet der 
föderalen Varianz zeigt sich, dass Schüler:innen in 
Deutschland im internationalen Vergleich früh auf 
unterschiedliche Schularten aufgeteilt werden. Ein 
früher Übergang und eine starke Aufgliederung des 
Schulsystems gehen tendenziell mit mehr Bildungs-
ungleichheit einher (H3). Andere institutionelle 
Strukturen eröffnen Möglichkeiten zur Kompensa-
tion herkunftsbedingter Benachteiligungen, z. B. der 
Zweite Bildungsweg oder das Aufstiegs-BAföG (H2).

Herkunftsbedingte Kompetenzunterschiede sind im 
internationalen Vergleich stark ausgeprägt, aber ver-
ändern sich langfristig: Deutschland gehört im inter-
nationalen Vergleich zu den Staaten, in denen der 
Kompetenzerwerb besonders stark von der sozialen 
Herkunft abhängt: Bereits beim Schulstart lassen 
sich rund 20 % der Unterschiede in den sprachlichen 
Kompetenzen durch die soziale Herkunft erklären. 
Im Sekundarbereich I zeigen sich ähnliche Befunde. 
Der internationale Vergleich zeigt auf, dass struktu-
relle und pädagogische Merkmale von Bildungssyste-
men, etwa das Alter bei der 1. Aufteilung auf Schular-
ten und eine auf das Lernen gerichtete Förderkultur, 
systematisch mit dem Ausmaß sozialer Disparitä-
ten verbunden sind. Im internationalen Vergleich 
stehen gesellschaftliche Kontextmerkmale wie die 
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Streuung sozioökonomischer Lebensbedingungen 
sowie der Anteil und der sozioökonomische Status 
von Schüler:innen mit Migrationshintergrund nicht 
systematisch mit sozialen Disparitäten im Kompe-
tenzerwerb in Zusammenhang. Die Betrachtung der 
PISA-Daten über die Zeit zeigt zudem, dass sich so-
ziale Disparitäten langfristig verändert haben. Im 1. 
Jahrzehnt der PISA-Erhebung erzielte Deutschland 
Fortschritte beim Abbau sozialer Bildungsungleich-
heiten. Im 2. PISA-Jahrzehnt gab es in Deutschland 
dagegen keine Veränderung (H3).

Vielfältige Maßnahmen haben zum Ziel, Bildungsun-
gleichheiten nach sozialer Herkunft zu reduzieren: 
Die Länder- und Bundesministerien nannten auf 
Anfrage für den Zeitraum von 2024 bis 2026 insge-
samt 347 Maßnahmen auf Länderebene und 13 auf 
Bundesebene, die auf die Reduktion von Bildungs-
ungleichheiten nach sozialer Herkunft abzielen. 
Darunter finden sich sowohl große strukturelle Pro-
gramme wie der Ausbau ganztägiger Bildungsange-
bote als auch kleinere Projekte wie die Einrichtung 
einer Stadtteilbücherei. Von den 347 genannten Maß-
nahmen der Länder richten sich 52 % ausschließlich 
an einen der 5 Bildungsbereiche – von diesen zielt 
fast die Hälfte auf den schulischen Bereich ab, jedoch 
nur 21 % auf die frühe Bildung, also den Bereich, 
in dem Ungleichheiten schon früh entstehen. 39 % 
der Maßnahmen auf Länderebene adressieren Über-
gänge zwischen den Bildungsbereichen, also jene Ge-
lenkstellen, an denen Bildungsentscheidungen statt-
finden. Dabei stehen insbesondere die Übergänge in 
Ausbildung und Studium im Fokus (H4).

Handlungsansätze der Ländermaßnahmen unterschei
den sich zwischen den Bildungsbereichen: In der frü-
hen Bildung überwiegen Maßnahmen, die sich an 
alle Kinder oder an alle Kinder bestimmter Einrich-
tungen richten, z. B. Einrichtungen mit einem ho-
hen Anteil sozioökonomisch benachteiligter Kinder. 
Die Länder reagieren im Bereich der frühen Bildung 
vor allem mit strukturellen Ansätzen wie Personal-
aufstockung, Qualifizierung und Vernetzung. Ein 
zentrales Thema in der frühen Bildung und in der 
Schule sind die sprachlichen Kompetenzen der Kin-
der als Voraussetzung für weiteres Lernen. In der 
Schule haben dementsprechend zielgruppenspezi-
fische Maßnahmen zur Förderung von Kompeten-
zen einen wichtigen Stellenwert. Ein Großteil der 
genannten Maßnahmen im schulischen Bereich 
richtet sich jedoch ebenfalls an Schulen in belaste-

ten Sozialräumen und verfolgt damit eine Kombina-
tion aus universellen und zielgruppenspezifischen 
Ansätzen. Dabei wird der Sozialraum häufig durch 
Kooperation mit außerschulischen Akteur:innen 
einbezogen. Im weiteren Bildungsverlauf gewinnen 
zielgruppenspezifische Maßnahmen zunehmend an 
Bedeutung. Im Bereich Ausbildung steht im Vorder-
grund, allen eine berufliche Perspektive zu eröffnen; 
im Bereich der Hochschulbildung vor allem der Ab-
bau von Barrieren beim Zugang sowie die Unterstüt-
zung und Sensibilisierung des Lehrpersonals für die 
Bedarfe einer heterogenen Studierendenschaft. Im 
Bereich der Weiterbildung steht die zielgruppen-
spezifische Ansprache von Personen mit geringer 
Grundbildung und Literalisierung im Fokus (H4).

Bildungsverläufe, Kompetenzentwicklung  
und Erträge

Auf den zunächst erreichten Schulabschluss folgen häu-
fig typische Bildungs- und Lebensverläufe, es zeigen sich 
aber auch flexible weitere Bildungswege: Schüler:innen 
der 9. Jahrgangsstufe aus dem Jahr 2010, die erstmalig 
für mindestens 6 Monate im Anschluss an eine oder 
mehrere schulische Bildungsphasen keinen weiteren 
schulischen Bildungsgang besucht hatten, sind in 
Abhängigkeit von ihrem Schulabschluss vielfältige 
Wege gegangen (I1). So sind bei Jugendlichen mit zu-
nächst Mittlerem Schulabschluss zwar nach wie vor 
Verläufe typisch, die primär Berufsausbildungen und 
Erwerbstätigkeiten umfassen (89 %) und bei Jugend-
lichen mit (Fach- )Hochschulreife überwiegend Ver-
läufe, in denen ein Studium prägend ist (77 %). Etwas 
mehr als jede:r 10. Jugendliche mit zunächst Mittle-
rem Schulabschluss ging jedoch auch Wege, die in 
ein (Fach-)Hochschulstudium mündeten – bspw. über 
eine Berufsausbildung oder den erneuten Schulbe-
such, der zur (Fach- )Hochschulreife führte. Etwas 
mehr als ein Viertel der Jugendlichen mit zunächst 
(Fach- )Hochschulreife nahm Verläufe, die durch eine 
Berufsausbildung geprägt waren. Schüler:innen, die 
die Schule zunächst ohne Schulabschluss verließen 
und anschließend an Maßnahmen im Übergangssek-
tor teilnahmen und eine Berufsausbildung abbra-
chen, machten am häufigsten die frühe Erfahrung 
der Arbeitslosigkeit. Mit zunächst Erstem Schulab-
schluss war zwar der Weg über Berufsvorbereitungs-
maßnahmen bestimmend, gut ein Viertel schloss 
aber auch unmittelbar nach diesem Schulabschluss 
eine Berufsausbildung ab und nahm anschließend 
eine Erwerbstätigkeit auf.
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Der erstmalig erreichte Schulabschluss beein-
flusst (Bildungs- )Wege und den Einstieg in den Ar-
beitsmarkt nach wie vor deutlich, wobei höhere 
Schulabschlüsse tendenziell mit weniger prekären 
Verläufen verbunden sind. Gleichzeitig schützen 
Schulabschlüsse auch nicht grundsätzlich vor eher 
unerwarteten Verläufen: Unabhängig von der Art 
des Schulabschlusses  – wenngleich in unterschied-
lichem Ausmaß – treten Übergänge in Berufsvorbe-
reitungen, Abbrüche von Berufsausbildungen oder 
eines Studiums und Arbeitslosigkeitsphasen auf. 
Bildungsinstitutionen sind infolge der vielfältigen 
und flexiblen Bildungswege von Individuen mit ei-
ner heterogenen Zusammensetzung der Gruppe der 
Bildungsteilnehmer:innen konfrontiert: Während 
bspw. bei Studierenden einige ausschließlich eine 
schulische Vorbildung aufweisen, verfügen andere 
über Erfahrungen aus ihrer Berufsausbildung, kur-
zen Phasen der Erwerbstätigkeit oder anderen Akti-
vitäten zwischen dem Schulbesuch und den daran 
anschließenden Bildungswegen.

Bildungs- und Lebensverläufe sind durch individuelle 
Berufswünsche zum Ende der Schulzeit geprägt: Mit hö-
herem Schulabschluss wächst der Wunsch, einen hin-
sichtlich des Anforderungsniveaus anspruchsvolleren 
Beruf auszuüben. Jugendliche mit zunächst Mittlerem 
Schulabschluss und Berufswünschen, die in der Regel 
mindestens eine 4-jährige Hochschulausbildung und/
oder eine entsprechende Berufserfahrung vorausset-
zen, haben im Vergleich zu jenen mit Berufswün-
schen, die normalerweise eine Berufsausbildung ver-
langen, ein höheres Risiko eines Verlaufs mit einem 
Ausbildungsabbruch und zum Teil folgender Arbeits-
losigkeit (I1). Im Gegensatz dazu sind bspw. bei einer  
(Fach- )Hochschulreife und einem Berufswunsch auf 
selbem Niveau Verläufe mit Berufsausbildung un-
wahrscheinlicher und Verläufe sowohl mit einem 
schnellen als auch einem zeitlich verzögerten Be-
ginn des Studiums wahrscheinlicher. Die diversen 
Berufsaspirationen und eingeschlagenen Wege, ins-
besondere beim Mittlerem Schulabschluss und der 
(Fach- ) Hochschulreife, unterstreichen die Notwen-
digkeit, dass Angebote der Berufsberatung für beide 
Gruppen jeweils akademische und berufsbildende 
Wege aufzeigen. Wenn sich Berufswünsche mit den 
bislang erreichten Schulabschlüssen nicht direkt, 
sondern bspw. nur längerfristig über mehrere Etap-
pen erreichen lassen, ist das Risiko zunächst prekärer, 
unterbrochener oder nichtgeradliniger Bildungs- und 
Erwerbsbiografien größer. Langfristig könnte die Rea-

lisierung von Berufswünschen jedoch auch zu stabile-
ren Erwerbs- und Lebensbiografien beitragen.

Später erworbene Bildungsabschlüsse und Erwerbsver-
läufe nach erstmaligem Verlassen des Bildungssystems 
unterscheiden sich im Kohortenvergleich nach dem je-
weils anfänglich erreichten Bildungsabschluss:  Unter 
den Personen, die zwischen 2000 und 2004 das Bil-
dungssystem für mindestens 12 Monate erstmalig ver-
ließen, war der Anteil gering qualifizierter Personen 
mit 16 % höher als unter denjenigen, die dies zwischen 
1990 und 1994 taten (10 %). In beiden Austrittskohor-
ten blieb ein nahezu gleich großer Anteil (69 und 
71 %) der anfänglich gering qualifizierten Personen 
auch 6 Jahre nach dem erstmaligen Verlassen des Bil-
dungssystems ohne Berufsabschluss und ohne (Fach-)
Hochschulreife (I1). Bei zusätzlicher Betrachtung der 
Erwerbsbeteiligung gering qualifizierter Personen in 
den ersten 6 Jahren nach dem erstmaligen Verlassen 
des Bildungssystems zeigt sich, dass jene der jüngeren 
Austrittskohorte im Vergleich zu Personen der älteren 
Austrittskohorte häufiger weder erwerbstätig noch 
in formaler Bildung waren (46 vs. 40 % der Zeit NEET; 
vgl. auch B4).

Deutliche Zunahme naturwissenschaftlicher Kompeten-
zen vom Kindes- bis zum jungen Erwachsenenalter mit 
Geschlechterunterschieden, die sich erst im Jugendalter 
zeigen: Insbesondere vor dem Hintergrund des ho-
hen Bedarfs an Erwerbstätigen in MINT-Berufen ist 
die frühe Entwicklung und Förderung naturwissen-
schaftlicher Kompetenzen zentral. Im Alter von 5 bis 
9 Jahren steigen naturwissenschaftliche Kompeten-
zen insgesamt deutlich an (I2). 5- jährige Kinder von 
Eltern mit hohen Bildungsabschlüssen haben im Ver-
gleich zu jenen mit niedrigen Bildungsabschlüssen 
höhere naturwissenschaftliche Kompetenzen. Diese 
bereits im Alter von 5 Jahren bestehenden Kompetenz-
unterschiede nach Bildung der Eltern bleiben bis zum 
Alter von 9 Jahren bestehen, ohne sich jedoch weiter 
zu vergrößern. Das bedeutet aber auch, dass Kinder 
von formal niedrig gebildeten Eltern ihre im Alter von 
5 Jahren bestehenden Kompetenzunterschiede nicht 
aufholen. Im Jugend- und jungen Erwachsenenalter 
zeigen sich dann erstmals deutliche Geschlechterun-
terschiede. In einem Alter von ca. 15 Jahren haben Jun-
gen im Vergleich zu Mädchen statistisch bedeutsam 
höhere naturwissenschaftliche Kompetenzen und 
verzeichnen bis zu einem Alter von ca. 26 Jahren ein 
stärkeres Kompetenzwachstum. Zum Teil erhebliche 
Geschlechterunterschiede – ebenfalls zuungunsten 
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von Frauen – bestehen auch in der Entlohnung in 
MINT-Berufen (Berufe im Bereich Mathematik, Infor-
matik, Naturwissenschaften und Technik), für die 
naturwissenschaftliche Kompetenzen zum Teil eine 
Voraussetzung darstellen (I3). Bei Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen zeigen sich ebenfalls Kompe-
tenzunterschiede nach Bildung der Eltern, allerdings 
ohne dass sich die Kompetenzunterschiede über die 
Zeit verändern. Bei Jugendlichen mit Einwanderungs-
geschichte reduzieren sich die anfänglichen Kompe-
tenzunterschiede bis Mitte 20, was auf kompensa-
torische Effekte durch veränderte individuelle (z. B. 
Sprachfähigkeiten) oder äußere Charakteristika (z. B. 
Lernumwelten) hindeuten kann (I2).

Lesekompetenz Erwachsener im Trend insgesamt stabil, 
jedoch ging die Schere zwischen geringer und hoher Le-
sekompetenz weiter auseinander: Im Zeitvergleich lag 
die Lesekompetenz der 16- bis 65-Jährigen im Jahr 
2023 durchschnittlich auf dem Niveau von 2012 (I2). 
2023 verfügte jede:r 5. Erwachsene über geringe, 15 % 
über eine hohe Lesekompetenz. Im Vergleich zu vor 
10 Jahren zeigt sich jedoch eine Zunahme sowohl der 
Bevölkerungsanteile mit geringer als auch jener mit 
hoher Lesekompetenz. Gleichzeitig werden deutliche 
Bildungsunterschiede sichtbar: Eine geringe Lesekom-
petenz kommt bei höheren Bildungsabschlüssen sel-
tener vor. Erwachsene mit mindestens einem Master-
abschluss besaßen 2023 eine höhere Lesekompetenz 
als 2012. Umfassende Daten zu Grundkompetenzen 
älterer Menschen fehlen weiterhin.

Personen mit Berufsausbildung sind unabhängig von ih-
rem Schulabschluss ähnlich häufig erwerbstätig und bil-
dungsbezogene Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung 
setzten sich tendenziell im Rentenalter fort: Auch im 
Jahr 2024 war die Erwerbsbeteiligung der 25- bis unter 
65-Jährigen mit steigendem Bildungsabschluss höher 
(I3). Wird die Erwerbsbeteiligung von Personen mit 
Berufsausbildung nach ihrer schulischen Vorbildung 
unterschieden, waren sie unabhängig davon, ob sie 
höchstens einen Mittleren Schulabschluss oder eine 
(Fach- )Hochschulreife besitzen, mit 83 bzw. 84 % in 
ähnlichem Umfang erwerbstätig. Bei ab 60-jährigen 
Rentner:innen mit Berufsausbildung zeigt sich im Ge-
gensatz dazu, dass diejenigen häufiger erwerbstätig 
sind, die eine (Fach- )Hochschulreife besitzen, was ver-
mutlich mit unterschiedlichen Berufswahlmustern 
zusammenhängt. Bei den 65- bis unter 70-jährigen 

Rentner:innen waren mit jeweils 22 % jene mit (Fach-)- 
Hochschulreife sowie jene mit einem (Fach- )Hoch-
schulabschluss am häufigsten erwerbstätig. Sowohl 
bei 25- bis unter 65-Jährigen (66 %) als auch bei ab 
60-jährigen Rentner:innen (6 %) wiesen im Jahr 2024 
gering qualifizierte Personen die geringste Erwerbs-
beteiligung auf. Die größten Geschlechterdifferenzen 
in der Erwerbsbeteiligung bei 25- bis unter 65-Jäh-
rigen bestehen weiterhin bei gering qualifizierten  
Personen.

Formal höher gebildete Personen engagieren sich häufi-
ger freiwillig, während formal niedriger gebildete Perso-
nen mehr Zeit für ihr Engagement aufwenden: Im Jahr 
2024 engagierten sich 37 % der ab 14-Jährigen frei-
willig (I4). Menschen mit hoher Schulbildung (46 %) 
engagierten sich deutlich häufiger freiwillig als jene 
mit niedriger Schulbildung (25 %), wobei Letztere für 
die Ausübung ihres freiwilligen Engagements ver-
glichen mit allen anderen Bildungsabschlüssen die 
meiste Zeit aufwendeten. Gleichzeitig existiert bei 
nichtengagierten Personen mit hoher Schulbildung 
das größte Potenzial, ein freiwilliges Engagement zu 
beginnen (53 %). 

Personen mit höheren Bildungsabschlüssen haben eine 
bessere Gesundheit, während formal niedriger gebildete 
Personen stärker gesundheitlich belastet sind: Personen 
mit niedrigen Bildungsabschlüssen (maximal Erster 
Schulabschluss und mit/ohne Berufsausbildung) sind 
in vielen Bereichen der körperlichen Gesundheit und 
des psychischen Wohlbefindens, des gesundheitsbezo-
genen Verhaltens und in der Inanspruchnahme von 
Leistungen im Bereich der Gesundheitsversorgung 
benachteiligt (I4). Demnach bewerten bspw. 50 % die-
ser Gruppe ihre allgemeine Gesundheit als gut oder 
sehr gut, während es bei Personen mit mittleren und 
hohen Bildungsabschlüssen auf 68 bzw. 78 % zutrifft. 
Personen mit niedrigem Bildungsabschluss sind von 
chronischen Krankheiten häufiger betroffen (62 %) als 
Personen mit mittlerem (51 %) und hohem Bildungs-
abschluss (47 %). Personen mit hohen Bildungsab-
schlüssen zeigen hingegen im Vergleich zu Personen 
mit niedrigeren Bildungsabschlüssen in bestimmten 
Bereichen häufiger gesundheitlich bedenkliche Ver-
haltensweisen. Dazu zählt bspw. ein höherer risiko-
behafteter Alkoholkonsum. Sie führen auch häufiger 
Tätigkeiten im Sitzen aus (31 %) als Personen mit mitt-
lerem (20 %) und niedrigem Bildungsabschluss (12 %).
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